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Kilometergeld für Radler 


Die schottische Hauptstadt Edinburgh hat eine Kilometervergütung für 
Berufstätige eingeführt, die sich mit Fahrrad statt Auto zur Arbeit bewe- 
gen. Die Pauschale beträgt umgerechnet 65 Pfennig pro Meile (etwa 
1,6 Kilometer). Im Gegenzug soll die Kilometervergütung für Autofahrer 
gekürzt und die Zahl der Parkplätze verringert werden. 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung eine solche Kilometerpauschale 
im Hinblick darauf, Radfahren attraktiver zu gestalten und den Um- 
stieg vom Auto auf das Fahrrad voranzutreiben - ein Ziel, das die 
Bundesregierung laut ihrer Broschüre „Radfahren" ausdrücklich 
verfolgt? 

2. Verkehrspolitisches Ziel der Bundesregierung ist es, den Radverkehr 
als eigenständiges System zu fördern und fahrradfreundliche Struk- 
turen zu schaffen. 

Ist eine Kilometerpauschale in diesem Zusammenhang geplant? 


Wirksamer als finanzielle Anreize ist nach Auffassung der Bun- 
desregierung die Bereitstellung einer fahrradfreundlichen Infra- 
struktur. Es ist aber nicht Aufgabe der Bundesregierung, kon- 
krete, in örtlicher Zuständigkeit getroffene Verwaltungsmaßnah- 
men zu Gunsten oder zu Lasten bestimmter Gruppen von Ver- 
kehrsteilnehmern oder finanzielle Sonderleistungen politisch zu 
bewerten. Die Kommunen verfügen jedenfalls über ein erheb- 
liches Potential an Möglichkeiten, den Radverkehr attraktiver und 
sicherer zu gestalten. 

In den Lohnsteuerrichtlinien 1993 ist in Abschnitt 42 eine Rege- 
lung enthalten, wonach ohne Einzelnachweis der tatsächlichen 
Aufwendungen bei Benutzung eines Fahrrads Fahrtkosten von 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr vom 9. Mai 
1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 



Drucksache 12/7541 Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


0,14 DM je Entfernungskilometer zwischen Wohnung und Ar- 
beitsstätte steuerlich als Werbungskosten geltend gemacht wer- 
den können. Liegen die tatsächlichen Aufwendungen nachweis- 
bar höher, so können Fahrradfahrer auch diese steuerlich geltend 
machen. 

Die Einführung einer allgemeinen verkehrsmittelunabhängigen 
Entfernungspauschale würde zur steuerlichen Berücksichtigung 
von Aufwendungen führen, die tatsächlich nicht entstanden sind. 
Sie ist deshalb nicht vertretbar, zumal sie zu unübersehbaren 
Berufungen führen würde. Im übrigen dürfte sich bei den in der 
Regel kurzen Fahrradfahrtstrecken eine höhere Kilometerpau- 
schale steuerlich nicht auswirken, weil in den meisten Fällen die 
Fahrtkosten bereits durch den Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 
2 000 DM jährlich abgegolten werden. 


3. Wenn nicht, 

a) wie ist diese verkehrspolitische Schieflage angesichts der Mehr- 
heit von 60 Millionen Fahrrädern gegenüber 39 Millionen Pkw zu 
vertreten? 

b) Bleibt damit nicht brachliegendes Potential für den Fahrradver- 
kehr unausgeschöpft und Energie verschwendet angesichts der 
Tatsache, daß fast 50 Prozent aller Wege, die mit dem Pkw 
zurückgelegt werden, laut Bundesministerium für Verkehr kür- 
zer als 5 km sind und der Energieverbrauch auf diesen Kurz- 
strecken überproportional hoch ist? 

c} Wie soll der Umstieg vom Auto auf das Rad erreicht werden, der 
nach Ansicht des Bundesministeriums für Verkehr zur CO 2 - 
Reduzierung bis zum Jahre 2005 erheblich beitragen kann? 

a) Da durch den Werbungskostenabzug bei Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte höchstens die tatsächlichen Auf- 
wendungen berücksichtigt werden können und die Kilometer- 
pauschale bei Nutzung eines eigenen Kraftfahrzeugs grund- 
sätzlich nicht kostendeckend ist, kann von einer verkehrspoli- 
tischen Schieflage des Steuerrechts nicht gesprochen werden. 

b) Die Frage unterstellt, daß mit einer einheitlichen Kilometerpau- 
schale für den Weg zwischen Wohnung und Arbeitsstätte eine 
durchgreifende Änderung in der Wahl des Verkehrsmittels bei 
allen täglichen Wegen, also auch im Einkaufs- und Freizeitver- 
kehr, zu erreichen wäre. Für eine solche Annahme gibt es 
keine hinreichenden Anhaltspunkte. Die Entscheidung der be- 
rufstätigen Bürger für oder gegen die Nutzung des Pkw beruht 
nur zum kleinsten Teil auf Überlegungen über die Eföhe der 
Kosten bzw. einem Vergleich der Kosten verschiedener Ver- 
kehrsmittel. Auch bei Befragungen über Gründe, die von der 
Nutzung des Fahrrads abhalten, spielt das Fehlen finanzieller 
oder steuerlicher Anreize keine Rolle. 

c) Ein meßbarer Umsteigeeffekt vom Auto auf das Fahrrad wird 
sich nach Auffassung der Bundesregierung nur dann erreichen 
lassen, wenn die Rahmenbedingungen für die Nutzung des 
Fahrrades vor Ort insgesamt deutlich verbessert werden. Die 
Bundesregierung hat die Elemente eines fahrradfreundlichen 
Umfeldes zuletzt in ihrer Fahrradbroschüre dargestellt, die 
auch Multiplikatoren und Verantwortungsträger auf allen Ebe- 
nen ansprechen und zu Aktivitäten anregen soll. 
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4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei konsequenter Umsetzung 
fahrradfördernder Maßnahmen der Anteil des Fahrradverkehrs von 
derzeit 11 Prozent aller Verkehrswege auf 20 bis 40 Prozent gestei- 
gert werden könnte? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diesem Sachverhalt 
Rechnung zu tragen? 


Ein - theoretisch möglicher - Radverkehrsanteil an allen Wegen 
von mehr als 30 % wird sich wohl nur in wenigen Räumen bei Vor- 
liegen optimaler Strukturen erreichen lassen. Die Bundes- 
regierung ist aber der Auffassung, daß bei Einsatz aller Beteiligten 
eine deutliche Steigerung der Fahrradnutzung zu erreichen ist, 
und wird sich für die Schaffung eines fahrradfreundlicheren 
Umfeldes bei allen damit befaßten Organisationen und Institutio- 
nen einsetzen. Schon heute sind mit Finanzmitteln des Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetzes Umsteigeparkplätze zur Verringe- 
rung des motorisierten Individualverkehrs sowie die getrennte 
Führung von Radwegen an wichtigen innerörtlichen Straßen in 
der Baulast der Kommunen förderbar. Auch der weitere Ausbau 
des Radwegenetzes an Bundesfernstraßen soll die Voraussetzun- 
gen für eine verstärkte Nutzung des umweltfreundlichen Ver- 
kehrsmittels Fahrrad verbessern. 
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